
 
 
 
 
     

     Anlage 1 
Bebauungsplan Nr. 196/I  

„Kita Burgweg“ 
 

Stellungnahmen  
in der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 

 
und  

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf  

 
 
 
 
TÖB 1: LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland, 50250 Pulheim 
 
Die nachfolgenden Stellungnahmen werden zur Kenntnis gegeben: 
 
A 1: Familie List, Burgweg 24, 51371 Leverkusen 
A 2: Marco Thomä, Burgweg 2, 51371 Leverkusen 
A 3: Heinz Schallenberg, Im Oberdorf 18, 51371 Leverkusen 
 
 
 

... 



- 2 - 

 
TÖB 1: LVR Amt für Denkmalpflege im Rheinland, Postfach 2140, 50250 Pulheim 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Stellungnahme der oberen Denkmalbehörde bezieht sich einerseits auf die 
Denkmäler (Felderstraße 11, 17, 19, 21 sowie Unterstraße 32) und den unmittelba-
ren Bereich um die Denkmäler, andererseits auch auf das Plangebiet oder ein Teil 
des Plangebietes allgemein. Die Anregung, in der Begründung das Thema Denkmal-
schutz ausführlicher zu schildern, wird umgesetzt (siehe Anlage 6, Kap. 4.12).  
 
Die Stadt Leverkusen teilt die Einschätzung, dass das Plangebiet, insbesondere der 
weitgehend bebaute Teil der Felderstraße und der Unterstraße, Bestandteil eines 
Ortsteils mit besonderer geschichtlicher und städtebaulicher Bedeutung ist. Daher 
sind insbesondere im unmittelbaren Umfeld der Denkmäler die Belange des Denk-
malschutzes besonders zu berücksichtigen (Denkmalnahbereich). Eine umfassende 
städtebauliche Regulierung erscheint nicht erforderlich. Hier sind die bestehenden 
Baurechte gemäß des bestehenden Bebauungsplanes bzw. gemäß der bisherigen 
Situation nach § 34 BauGB angemessen zu berücksichtigen.  
 
Das Denkmalrecht hat weitgehende Möglichkeiten, auf die Gestaltung der Denkmäler 
und des Denkmalnahbereiches einzuwirken. Diese Möglichkeiten werden durch die 
Aufnahme von Ausnahmeregelungen klargestellt. Daher unterliegen die gestalteri-
schen Festsetzungen des Bebauungsplanes in diesem Bereich Einschränkungen. 
Hier sind individuelle Gestaltungslösungen im nachfolgenden Genehmigungsverfah-
ren zu entwickeln. Die Aspekte werden nachfolgend im Detail erörtert. 
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Solaranlagen: 
 
Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen sind insbesondere auch die Belange des 
Umweltschutzes, hier insb. die Nutzung erneuerbarer Energien und die Auswirkun-
gen auf das Klima, zu berücksichtigen. 
 
Die gestalterische Vorgabe, die Solaranlagen bei geneigten Dächern in diese zu in-
tegrieren oder direkt mit gleicher Neigung aufzusetzen, sichert gestalterische An-
sprüche. Dadurch entstehen keine harten geometrischen Kanten oder andere gestal-
terische Probleme. Solaranlagen werden mittlerweile in unterschiedlichen Farbtönen 
angeboten. Es kann von einer sachgemäßen Montage der handwerklichen Verbin-
dungen ausgegangen werden. Die oben beschriebenen gestalterischen Vorgaben für 
Solaranlagen mindern die Auswirkungen auf das Ortsbild. 
 
Auf dem Dach des Gebäudes Unterstraße 34 ist eine solarthermische Anlage ange-
bracht. Diese beeinträchtigt heute nicht den öffentlichen Raum bzw. das Erschei-
nungsbild der Unterstraße als historische Straße. 
 
Die Belange des Klimaschutzes sind gegenüber dem Belang des städtebaulichen 
Denkmalschutzes auch gewichtig, so dass ein genereller Ausschluss der Photovol-
taik im festgesetzten Mischgebiet bzw. dem besonderen Wohngebiet (Felderstraße, 
Unterstraße) nicht gerechtfertigt ist. Dies ist zusätzlich auch deshalb nicht gerechtfer-
tigt, weil der Bebauungsplan 196/I nur einen geringen Teil des historischen Ortskerns 
Rheindorf ausmacht. Es ist nicht vermittelbar, warum hier dann ein Ausschluss er-
folgt, in anderen Plangebieten – sofern nicht über den Denkmalnahbereich ausge-
schlossen – allerdings keine Einschränkungen vorhanden sind. Das Instrument zur 
Umsetzung dieser Ziele wäre z.B. eine Gestaltungssatzung für Rheindorf-Süd. Dies 
ist zurzeit nicht in Planung. 
 
Den Belangen des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege wird dahingehend ent-
sprochen, dass in den textlichen Festsetzungen klargestellt wird,  dass auf Denkmä-
lern und im Denkmalnahbereich Solaranlagen nur als Ausnahme zulässig sein kön-
nen. 
 
Im Denkmalnahbereich und für Denkmäler ist eine denkmalrechtliche Genehmigung 
erforderlich (Regelung nach Denkmalrecht). Hier sind im Einzelfall Lösungen zu ent-
wickeln. 
 
Dachneigung 
 
Die obere Denkmalschutzbehörde schlägt vor, die Dachneigung im WB und MI auf 
mindestens 45 - 55 Grad festzusetzen.  
 
Für den Bereich Felderstraße 22 - 38 (WB und Teile des MI) ist im rechtskräftigen B-
Plan 39/77I/ „Rheindorf Unterstraße“ eine Dachneigung von 30 - 35° festgesetzt. 
Diese Festsetzung wurde aufgrund der bestehenden Dachneigungen auf 30 - 40° 
ausgeweitet. 
 
Bestandsgebäude im MI weisen eine Dachneigung von ca. 30° bis 55° auf. Der Saal 
Norhausen weist eine geringere Dachneigung auf. Die Denkmäler im MI weisen fol-
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gende Dachneigung auf: ca. 32 - 45° (Felderstraße 11), ca. 45 - 50° (Felderstraße 
17), ca. 45 - 55° (Felderstraße 19 und 21). 
 
Die heterogene Baustruktur und Baulücken im Bereich Felderstraße 1 - 9 sowie der 
Unterstraße 14 - 24 prägen den Ort genauso wie die angesprochenen Denkmäler. 
Aus städtebaulichen Gründen ist eine Anpassung der Dachformen aller Gebäude an 
die Dachform der Denkmäler nicht notwendig, da es sich nur um eine geringe Anzahl 
an Denkmäler handelt. Zudem besitzen einige Denkmäler teilweise eine Dachnei-
gung von unter 40°.  Eine Dachneigung von bis zu 55° führt dazu, dass z.T. nur ein 
sichtbares Vollgeschoss und ein Vollgeschoss unter dem Dach entstehen. Zielset-
zung der Stadt ist es, die heterogene Dachlandschaft weiterhin beizubehalten und 
individuelle gestalterische Lösungen zu ermöglichen. 
 
Den Anregungen wird dahingegen entsprochen, dass für die Denkmäler und Gebäu-
de im Denkmalnahbereich eine Ausnahmeregelung gilt, die in begründeten Fällen 
eine höhere Dachneigung zulässt. Es wird daher klarstellend festgesetzt, dass im 
Denkmalnahbereich aus denkmalrechtlichen Gründen auch eine höhere als die fest-
gesetzte Dachneigung im konkreten Einzelfall genehmigt werden kann. 
 
Maß der baulichen Nutzung 
 
Die obere Denkmalschutzbehörde schlägt vor, die Baugrenzen im Mischgebiet an 
der Unterstraße deutlich enger zu fassen. 
 
Die Baugrenze im Bereich des Flurstücks 14 ist - mit Rücksichtnahme auf die große 
Grundstückstiefe - in einem Teilbereich tiefer als bei benachbarten Grundstücken 
entlang der Unterstraße und berücksichtigt das Bestandsgebäude. Auf dem Flurstück 
befindet sich im rückwärtigen Grundstücksbereich ein überwiegend als Wohngebäu-
de genutztes Gebäude, welches einen direkten Zugang zum nordöstlich angrenzen-
den Gartenbereich hat. Das Flurstück 14 weist mit ca. 84 m (bzw. ca. 70 m nach ge-
plantem neuem Grundstückszuschnitt) eine relativ hohe Grundstückstiefe auf. Ande-
re Grundstücke entlang der Unterstraße weisen eine Tiefe von lediglich ca. 43 m bis 
ca. 22 m auf. Die rückwärtige Baugrenze längs der Unterstraße geht nicht gerade 
durch, da die Grundstücke unterschiedliche Tiefen aufweisen und weil im südöstli-
chen Teil des Plangebietes (Felderstraße/Unterstraße) vermehrt Hinterhofbebauung 
existiert. 
 
Der Bebauungsplan setzt aufgrund des Bestandes und entsprechend der Vorgaben 
des Flächennutzungsplanes ein Mischgebiet fest. Gerade in einem Mischgebiet und 
vor dem Hintergrund der bestehenden heterogenen Struktur der Gebäude und 
Grundstücke ist es städtebaulich erforderlich, ausreichende Entwicklungsmöglichkei-
ten zu belassen. Die Grundstücke im Mischgebiet besitzen derzeit nach § 34 Bauge-
setzbuch (Bauen im Innenbereich) umfassende Baurechte. Diese sind bei einer Ü-
berplanung angemessen zu berücksichtigen. Daher wird eine Änderung der Bau-
grenze nicht empfohlen.  
 
 
Beschlussentwurf der Verwaltung: 
 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
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Die nachfolgenden im Rahmen des Bebauungsplanes eingegangen Stellungnahmen 
werden zur Kenntnis gegeben. Eine Abwägung ist erst im Rahmen der nachfolgen-
den Ausbauplanungen bzw. Beschlüsse zum Ausbau des Burgweges formal mög-
lich. 
 
 
A 1: Familie List, Burgweg 24, 51371 Leverkusen 
 

 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan setzt eine Verkehrsfläche fest. Dem liegt auch ein städtebauli-
cher Entwurf und damit auch ein Vorschlag zur Ausgestaltung der Straße zugrunde 
(Breite der Verkehrsfläche insgesamt 10 m; Breite der Gehwege jeweils ca. 2,50 m). 
Letztlich wird hierüber aber erst im Rahmen des Beschlusses zum Ausbau der Stra-
ße befunden. Da es sich nicht um eine Anregung hinsichtlich der grundsätzlichen 
Dimensionierung des Verkehrsraumes (Fahrbahn, Gehwege, Parkplätze, Grün) han-
delt, ist derzeit kein Beschluss erforderlich. Dies gilt insbesondere auch für die Anre-
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gung aus dem Verkehrsgutachten bezüglich der Abpollerungen, die außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes liegen. 
 
Beim Ausbau des Burgwegs wird es sich um die erstmalige Herstellung nach BauGB 
mit dem entsprechenden Beitragsverfahren handeln. Eine erstmalige Herstellung 
einer Straße erfolgt grundsätzlich nach Beendigung der Hochbautätigkeiten, d. h. in 
diesem Fall nach Bau der Kita und der Wohnbebauung. Die dazugehörige Straßen-
planung wird sich an diesen Hochbauten orientieren und wird daher frühestens in 
einem Jahr begonnen werden.   
 
Die im Verkehrsgutachten gemachten Vorschläge der Straßengestaltung haben kon-
zeptionellen Charakter und werden im Zuge der Planung detaillierter ausgearbeitet.  
Eine Abpollerung der Eulengasse ist nur eine von mehreren möglichen Varianten des 
Verkehrsgutachtens. Die Abpollerung des Burgwegs zu „Auf der Grieße“ soll in einer 
Variante nicht aufgehoben werden, sondern lediglich nach hinten versetzt werden. 
Abpollerungen werden in der Regel nicht im Rahmen des Bebauungsplanes be-
schlossen. Im vorliegenden B-Plan wird eine Verkehrsfläche festgesetzt - die weitere 
Ausgestaltung ist nachfolgenden Verfahren und Beschlüssen (Ausbauplanung) über-
lassen. Das Vorhaben Kita kann auch ohne Abpollerung realisiert werden. Das Ver-
kehrsgutachten wurde allerdings für die Auslegung des B-Plans mit einem Hinweis 
versehen, dass eine Abpollerung der Eulengasse vom Bezirk nicht befürwortet wird. 
 
Bevor die Bezirksvertretung I die Planung beschließen wird, werden die Anwohner im 
Rahmen einer Bürgerinformation beteiligt und können ihre Anregungen und Beden-
ken vorstellen. Eine kurzfristige Planung, wie in der Anfrage erwünscht, kann von 
Seiten der Verwaltung nicht geliefert werden. 
 
Eine entsprechende Anzahl an Stellplätzen wird im öffentlichen Raum realisiert. Die-
se berücksichtigt die Empfehlungen des Verkehrsgutachtens zu der Anzahl an not-
wendigen öffentlichen Stellplätzen.  
 
Ein Gehweg auf beiden Seiten der Fahrbahn berücksichtigt die vielseitigen Nutzer 
(allg. Fußgänger, Schulkinder, Kinderwagen, Kinder auf Laufrädern, Kinder auf Fahr-
rädern, Behinderte, etc.), die städtebauliche Situation mit bestehender Grundschule 
und der geplanter Kita und berücksichtigt den beidseitig angebauten Burgweg. Es 
soll nicht zwangsweise ein erhöhter Gehsteig/Bürgersteig angelegt werden. Die 
Straßenraumgestaltung kann auch als Mischverkehrsfläche ausgeführt werden. Die 
mit mind. 10 m Breite dimensionierte Verkehrsfläche ist ausreichend flexibel für spä-
tere Ausbauplanungen. 
 
 
Im Jahr 2005 wurde das Regenwassernetz im Rahmen der Fortschreibung des  
Generalentwässerungsplans (GEP) neu berechnet. Das Ergebnis für den Burgweg 
war, dass die Regenwasserkanäle noch ausreichend leistungsfähig sind. Diese  
Erkenntnis wurde auch dem Fachbereich Stadtplanung und Bauaufsicht im Rahmen 
einer Stellungnahme zur "5. Änderung des Bebauungsplanes 39/77/I, Unterstraße" 
am 20.05.2005 mitgeteilt. 
 
Bis zur hydraulischen Neuberechnung im Jahr 2005 stützte sich die Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit der Regenwasserkanäle auf eine Berechnung aus dem Jahr 1994. 
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Damals wurde im Rahmen der Aufstellung des Generalentwässerungsplans das 
Netz berechnet und als hydraulisch sanierungsbedürftig eingestuft. 
 
Die Berechnung im Jahr 1994 wurde mit einem damals zeitgemäßen 
Berechnungsprogramm durchgeführt. Für die Berechnung im Jahr 2005 konnte, 
aufgrund der rasanten Entwicklung im Bereich der Mikrocomputer, ein moderneres 
und rechenintensiveres Programm zur Anwendung kommen. Dieses Programm 
liefert Ergebnisse, die besser die tatsächlichen Verhältnisse beschreiben. In diesem 
Fall war das Ergebnis, dass die hydraulische Belastung nur so hoch ist, dass die  
Kanäle nicht saniert werden müssen. Grundlage dieser Beurteilung ist das Arbeits-
blatt 118 der "Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V." 
(DWA A-118). 
 
Die TBL berechnen sukzessiv die Kanalnetze mit dem moderneren Berechnungsver-
fahren. Ziel ist es, aufgrund der genaueren Rechenergebnisse, bürgerfreundliche 
Lösungen in dem Sinn zu finden, dass der Anschluss an das Kanalnetz ermöglicht 
wird bzw. die Kanalvergrößerungen auf das notwendige Maß begrenzt werden. 
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A 2: Marco Thomä, Burgweg 2, 51371 Leverkusen 
 

 
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Auf die Stellungnahme zu A1 wird verwiesen. 
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A 3: Heinz Schallenberg, Im Oberdorf 18, 51371 Leverkusen 
 

 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Auf die Stellungnahme zu A1 wird verwiesen.  
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